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1 Räumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet befindet sich im zentralen Bereich des Ortsteils der Gemeinde Sylt. Es ist Teil des 
Grundstücks 309. Es liegt nördlich des Bürgermeister-Kapp-Weg, westlich und südwestlich der 
Doktor-Nikolas-Straße, südlich des öffentlichen Schwimmbad „Sylter Welle“ Grundstücks und öst-
lich der Kinderbetreuungseinrichtung „Villa Kunterbunt“.  Der Plangeltungsbereich umfasst eine 
Fläche von rund 740 m2.

2 Planungserfordernis / Planungsanlass

Die Planänderung verfolgt das Ziel, das vorhandene Gebäude aufstocken zu können, um hier drin-
gend benötigten Wohnraum für Personal zu schaffen. Dazu ist die Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 137 erforderlich, der für den Bereich derzeit bestandsorientiert eine maximale Gebäude-
höhe von 8 m sowie maximal zwei Vollgeschosse festsetzt. Im Zuge der Änderung soll folglich das 
Maß der baulichen Nutzung hinsichtlich der Gebäudehöhe und Geschossigkeit erhöht werden. In 
direkter Umgebung befinden sich bereits höhere Gebäude, daher ist eine Aufstockung aus städ-
tebaulicher Sicht vorstellbar.

Der Bau- und Planungsausschuss der Gemeinde Sylt hat dazu am 14.08.2023 den Aufstellungsbe-
schluss gefasst. Dabei wurde bestimmt, das Verfahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung 
gem. § 13 a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchzufüh-
ren. 

Die Voraussetzungen zur Anwendung des § 13 a BauGB liegen vor:

• Das Vorhaben dient der Innenentwicklung.
• Die Größe der Grundfläche liegt unterhalb der in § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB genannten  

20.000 m², die für die Durchführung des Bebauungsplanverfahrens im beschleunigten Ver-
fahren nicht überschritten werden dürfen.

• Der Bebauungsplan wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründen, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegen. Es bestehen keine An-
haltspunkte für Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten, ebenso wenig sind bei der 
Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Un-
fällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten.

Der Bau- und Planungsausschuss hat außerdem bestimmt, von der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange nach § 13a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB abzusehen. Die naturschutzrechtlichen Eingriffe gelten als bereits vor der Planung erfolgt 
und sind demnach weder zu bilanzieren noch auszugleichen.

3 Planungsvoraussetzungen / Planungsgrundlagen

3.1 Regionalplan

Laut Regionalplan für den Planungsraum V von 2002 liegt die Gemeinde Sylt im Ordnungsraum 
für Tourismus und Erholung im Bereich der Nordfriesischen Inseln Sylt,  Amrum und Föhr. Der 
Ortsteil Westerland ist als Unterzentrum mit einer Teilfunktion als Mittelzentrum eingestuft. Ein Ziel 
der Raumordnung für die Insel Sylt ist gemäß Regionalplan, dass in den Ortslagen, in denen durch 
Gebäudeabriss, Umnutzungen oder Nachverdichtungen auch neue Wohnungen entstehen kön-
nen, sichergestellt werden muss, dass die überwiegende Hauptnutzung gewahrt bleibt. 
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3.2 Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan aus dem Jahr 1979 ist im Rahmen der Aufstellung des BP Nr. 137 für 
den Planbereich geändert worden und stellt jetzt entsprechend der BP-Festsetzungen ein Sonder-
gebiet für Dauerwohnen und Verwaltung dar. Der FNP muss für die vorliegende 1. Änderung der 
BP Nr. 137 nicht geändert werden.

3.3 Bebauungsplan Nr. 137

Der  Bebauungsplan  Nr.  137  ist  seit  2023 
rechtswirksam und setzt für den Bereich der 
1.  Änderung  ein  sonstiges  Sondergebiet 
"Dauerwohnen  und  Verwaltung"  fest.  Die 
Maße  der  baulichen  Nutzung  sind  derzeit 
bestandsorientiert  mit  einer  maximale  Ge-
bäudehöhe  von  8  m  sowie  maximal  zwei 
Vollgeschosse festgesetzt. 

4 Bestandsbeschreibung

Das Gebiet befindet sich im Zentrum der Gemeinde und ist von Mehrfamilienhausern (von vier bis 
neun Geschossen) umgeben. Der größte Teil des Grundstücks wird von einem zweistöckigen Ge-
bäude eingenommen. Das Gebäude wird derzeit für Arztpraxen und Kurbäder genutzt. Am nördli-
chen Ende des Geländes befindet sich ein Parkplatz für Mitarbeiter und Patienten.

Nördlich des Projektgebiets befindet sich ein Parkplatz mit mehr als 180 Stellplätzen für Touristen 
und Besucher des Wellnesszentrums „Syltness Center“ und Freizeitbad „Sylter Welle“. Im Nordos-
ten befindet sich ein vierstöckiges Wohngebäude. Im Süden des Projektgebietes befindet sich ein 
fünfgeschossiges Hotelgebäude, das in eine siebengeschossige Wohnanlage integriert ist.

Im Südwesten des Geländes befinden sich das Wellness-Center Syltness Centre und das moderne 
Freizeitbad Sylter Welle" mit 25-Meter-Sportbecken, Whirlpool, Massage-, Wellen- und Kinderbe-
cken sowie Saunen.

5 Planerische Konzeption / Städtebauliche Zielsetzung

Die Planänderung verfolgt das Ziel, das vorhandene Gebäude um zwei Vollgeschosse oder um 
ein Voll- und ein Dach- bzw. Staffelgeschoss aufstocken zu können, um hier dringend benötigten 
Wohnraum für Personal zu schaffen. 
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6 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen

6.1 Ergänzung der Art der baulichen Nutzung

Die Änderung des Bebauungsplans erfolgt, um dringend benötigten Wohnraum für Mitarbeiter 
bzw. Saisonkräfte von Sylter Betrieben schaffen zu können. Diesem Ziel entsprechend wird klar-
stellend der Katalog der Wohnberechtigten um diese Personengruppe ergänzt.

Damit werden Unsicherheiten bezüglich der Beurteilung von Mitarbeitern und speziell Saisonkräf-
ten, die nicht zwingend für die kurze Zeit ihres Aufenthaltes ihren Hauptwohnsitz auf Sylt nehmen 
und hier auch nicht den Schwerpunkt ihrer Lebensbeziehungen haben, ausgeräumt.

6.2 Änderung der Maße der baulichen Nutzung

Im Zuge der Änderung wird das Maß der baulichen Nutzung hinsichtlich der Gebäudehöhe und 
Geschossigkeit erhöht. In direkter Umgebung befinden sich bereits höhere Gebäude, daher ist ei-
ne Aufstockung aus städtebaulicher Sicht vorstellbar.

Die BP-Änderung soll vorrangig eine Aufstockung des Bestandsgebäudes ermöglichen; dazu wer-
den vier statt bisher zwei Vollgeschosse zugelassen. 

6.3 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 19 Abs. 4 BauNVO)

Die zulässige überbaubare Grundstücksfläche bleibt unverändert. 

Als Ausnahmen von den festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen wird festgesetzt, dass 
die festgesetzten Baugrenzen überschritten werden dürfen, und zwar für:

• Balkone jeweils bis zu einer Tiefe von 1,50 m und einer Breite von 2,50 m 

• Auskragungen  für  eine  Fluchttreppe  bzw.  einen  Außenaufzug  bis  zu  einer  Tiefe  von 
3,50 m und einer Breite von 7,00 m sowie für Lichtschächte bis zu einer Tiefe von 0,85 m 
und einer Breite von 1,50 m.

• Energetische Maßnahmen (Dämmung) in der dafür erforderlichen Wandstärke

Damit kann sichergestellt werden, dass die zukünftigen Anforderung an die Sicherheit, den Wohn-
komfort sowie an erforderliche energetische Veränderungen erfüllt werden können.

6.4 Örtliche Bauvorschriften

Die rechtswirksame Fassung des  BP 137 setzt  fest,  dass  Fassaden ab einer  Gesamtlänge von 
15,00 m mindestens alle 7,00 m in der Senkrechten zu gliedern sind. Die Gliederung ist durch ei-
nen Vor- oder Rücksprung von mindestens 0,50 m oder durch eine vorgestellte Balkonanlage vor-
zunehmen.  
Diese für Neubauten sinnvolle Festsetzung würde bei der hier vorgesehenen Aufstockung des Be-
standsgebäudes zu einem baulich, technisch und wirtschaftlich aufwendigen Eingriff in die Fassa-
dengestaltung führen. Um dies zu vermeiden, wird festgesetzt, dass die Festsetzung nicht für Be-
standsgebäude gilt, die lediglich eine Aufstockung erfahren sollen. Damit ist auch klargestellt, dass 
die bisherige Regelung für einen Neubau uneingeschränkt gelten würde.

Die Festsetzung zum Maß der Auskragung von Kellerlichtschächten wird für Bestandsgebäude auf 
0,85 m erweitert, um die bestehende bauliche Situation zu berücksichtigen. Für einen Neubau gilt 
die bisherige Regelung (0,60 m) uneingeschränkt weiter.
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6.5 Sonstige Festsetzungen

Sämtliche anderen Festsetzungen innerhalb des Plangebietes gelten unverändert fort.

7 Ver- und Entsorgung

Die erforderliche Ver- und Entsorgung ist vorhanden und soll weiter genutzt werden.

8 Berücksichtigung der Umweltbelange

8.1 Auswirkungen auf Schutzgüter

Da die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 137 nach dem Verfahren der Innenentwicklung ge-
mäß § 13 a i.V.m. § 13 BauGB aufgestellt wird, entfallen die Verpflichtung zur Umweltprüfung, der 
Umweltbericht, das Monitoring nach § 4 c und ein Ausgleich der Eingriffe.

Aufgrund der vorhandenen baulichen Nutzung sind durch die BP-Änderung keine erheblichen 
negativen Auswirkungen auf die Umwelt-Schutzgüter zu erwarten.

8.2 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Die Planungen sehen nach derzeitigem Stand keine Eingriffe vor, die der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung unterliegen.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe im beschleunigten Verfahren als im Sinne des § 
1a Abs. 3 Satz 6 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.

8.3 Artenschutz

Die Planung darf nicht gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen:

• Tötungsverbot besonders geschützter Tierarten

• Störungsverbot streng geschützter Tierarten

• Verbot  der  Beschädigung  oder  Zerstörung  von  Lebensstätten  besonders  geschützter 
Tierarten

• Verbot der Entnahme, Beschädigung, Zerstörung

Durch die 13. Änderung des B-Plans Nr. 57 werden keine Zugriffsverbote des § 44 (1) Nr. 1 und 
Nr. 3 BNatSchG i.V.m. § 44 (5) BNatSchG berührt. Auch können erhebliche Störungen gemäß § 44 
(1) Nr. 2 BNatSchG ausgeschlossen werden. 

8.4 Biotopschutz

Im Plangebiet sind keine gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG und nach § 21 des 
LNatSchG vorhanden. Es existiert also keine Betroffenheit; eine Befreiung nach § 67 (1) BNatSchG 
ist nicht erforderlich.

Westerland, den ………………………

Bürgermeisterin
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